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deutlich unter der 19-Prozent-Grenze angekommen. Der 
Gesamtsozialversicherungsbeitrag liegt unter 40 Pro-
zent. Das bedeutet: Beitragszahler und Rentner profitie-
ren gleichermaßen. Das ist verantwortungsvolle Sozial- 
und Arbeitsmarktpolitik, so wie wir sie verstehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Für die neue, nun anstehende 18. Legislaturperiode 
gilt: Deutschland soll es am Ende dieser Wahlperiode 
besser gehen als heute. Wir werden alles daransetzen, 
dass die Menschen in unserem Land eine aussichtsreiche 
Zukunftsperspektive haben. Deshalb gilt für uns: keine 
Steuererhöhung und keine neuen Schulden. Wir werden 
die Wettbewerbsfähigkeit stärken und die Investitionen 
erhöhen; denn wir setzen auf die Leistungsträger in die-
sem Land und unterstützen auch weiterhin diejenigen 
Menschen, die der Solidarität der Gemeinschaft bedür-
fen. Deutschland hat einen starken Sozialstaat. Die So-
zialleistungen liegen insgesamt bei 760 Milliarden Euro 
pro Jahr. Wir bekennen uns ausdrücklich zu diesen Leis-
tungen; denn sie nutzen den Menschen.

Das Bundeskabinett hat nun ein Rentenpaket auf den 
Weg gebracht. Ich möchte hier einen Punkt herausstel-
len, der der CSU besonders wichtig ist und für uns den 
vorrangigsten rentenpolitischen Fortschritt darstellt: die 
Mütterrente. Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, 
wir wollen starke, vitale Familien. Die Familien bilden 
das Rückgrat unserer Gesellschaft. Familien gewähren 
Geborgenheit und Freiheit. Sie schaffen den Raum, dass 
gerade junge Menschen ihre Fähigkeiten entdecken und 
entfalten können und starke, selbstbewusste Persönlich-
keiten werden, die sich aktiv in unsere Gesellschaft ein-
bringen. Geht es unseren Familien gut, geht es unserer 
gesamten Gesellschaft gut. Unsere Politik ist es deshalb, 
die Familien in Deutschland zu unterstützen und zu stär-
ken.

Deshalb streichen wir keine einzige Familienleistung. 
Im Gegenteil: Wir werden sie ausbauen. Wir setzen auf 
Krippenausbau und Betreuungsgeld, und wir sorgen für 
Leistungsgerechtigkeit. Kindererziehung ist Persönlich-
keits- und Herzensbildung. Kindererziehung geht nicht 
einfach so nebenbei, sondern ist harte, echte Arbeit, und 
die Mütterrente ist eine ganz klare Anerkennung dieser 
Erziehungsleistung, ist Lohn für Arbeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie schließt zugleich zu einem guten Stück die bestehen-
den Gerechtigkeitslücken bei der Bewertung von Erzie-
hungszeiten älterer und jüngerer Frauen mit Kindern. Es 
ist ein großer Erfolg, dass wir die Mütterrente durchge-
setzt haben.

Wir stehen auch hinter der abschlagsfreien Rente 
nach 45 Beitragsjahren. Wer sein Erwerbsleben lang so-
lidarisch in die Rentenkasse eingezahlt hat, darf auch im 
Alter Solidarität erwarten. Die CSU hat sich schon im-
mer für die Menschen starkgemacht, die besonders lange 
und körperlich hart gearbeitet haben. Bei der Rente mit 
63 gilt es, darauf zu achten, dass sie auf diejenigen kon-
zentriert bleibt, die besonders lange rentenversiche-
rungspflichtig beschäftigt waren. Indem wir auf die be-

sondere Bindung zur Rentenkasse achten, sollen die 
Tüchtigen und Fleißigen belohnt werden. Darum wollen 
wir bei der konkreten Ausgestaltung die Gespräche in 
diese Richtung lenken.

Wir dürfen vor allem – das hat die Bundesregierung 
anerkannt – keine neuen Frühverrentungsanreize setzen. 
Deswegen werden wir auch hier die Vorschläge, die auf 
dem Tisch liegen, prüfen und dann zu einem Ergebnis 
kommen, das der Solidarität zwischen den Generationen 
Rechnung trägt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das gilt auch für das Thema Mindestlohn. Wir haben 
immer gesagt: Wer Vollzeit arbeitet, soll davon auch an-
gemessen leben können. – Ein zentraler Baustein dafür 
ist Bildung und Ausbildung. Sie entscheiden maßgeblich 
über die Zukunft eines jeden Einzelnen. Wir fördern des-
halb alle Talente und lassen niemanden auf der Wegstre-
cke zurück.

Das gilt im Übrigen auch für die Menschen mit Be-
hinderung. Wir werden in den nächsten Jahren ein Bun-
desleistungsgesetz auf den Weg bringen, das zum einen 
Entlastungen für die Kommunen und zum anderen auch 
konkrete Verbesserungen für die Menschen mit Behinde-
rung enthalten wird. Für uns ist die Teilhabe an der Ge-
sellschaft und am Arbeitsleben entscheidend. Das wol-
len wir weiter ausbauen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Aufgabe der Sozialpartner wird es auch sein, weiter-
hin für einen gerechten Lohn zu sorgen; das ist das Prin-
zip der Tarifautonomie. Es hat sich in der Vergangenheit 
bewährt und muss auch in der Zukunft so bleiben. Des-
wegen werden wir im Dialog mit Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern aller Branchen, in denen der Mindestlohn 
wirksam werden wird, diese Themen beraten und dabei 
auch über Ausnahmen diskutieren. Genauso haben wir 
es im Koalitionsvertrag niedergelegt. Er ist ein guter An-
knüpfungspunkt für alle anstehenden Gespräche in die-
sem Bereich. Wir wollen uns an der Lebenswirklichkeit 
orientieren, und an nichts anderem.

Ich bin zuversichtlich, dass wir am Ende zu guten Er-
gebnissen kommen werden. Der Start der Koalition 
stimmt mich hier optimistisch. Wir haben mit dem Ren-
tenpaket ein wichtiges Gesetzesvorhaben auf den Weg 
gebracht, und zwar in Rekordzeit. Das zeigt: Die Koali-
tion funktioniert. Daran werden wir bei der künftigen 
Zusammenarbeit anknüpfen, zum Wohle der Menschen 
in diesem Land.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Vielen Dank. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen spricht jetzt die Kollegin Corinna Rüffer.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Lassen Sie auch mich jetzt noch einmal von Löhnen 
sprechen. Wer im Arbeitsbereich einer Werkstatt für 
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Menschen mit Behinderung arbeitet, verdiente im Jahr 
2011 im Durchschnitt 180 Euro monatlich. Das ist von 
einem Mindestlohn kilometerweit entfernt. Die Zahl der 
Werkstattplätze ist in den letzten Jahren immer weiter 
gewachsen.

Wie sieht es für Menschen mit einer Beeinträchtigung 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aus? In meinem 
Wahlkreis arbeitet eine Richterin, die vermutlich nie 
mehr als 2 600 Euro auf dem Konto haben wird, egal 
wie gut ihr Gehalt ausfällt. Denn wer einen etwas um-
fangreicheren Unterstützungsbedarf hat – diesen haben 
Menschen mit Behinderung – und diesen aus Sozialhil-
feleistungen decken muss, kann sich qualifizieren und 
Geld verdienen, so viel er will: Einkommen und Vermö-
gen werden angerechnet.

Niemand darf wegen seiner Behinderung benach-
teiligt werden.

Art. 3 unseres Grundgesetzes ist nicht missverständlich 
formuliert. Das bedeutet, es muss angemessene Unter-
stützungsleistungen dort geben, wo sie nötig sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Menschenrechte gelten für Menschen mit und ohne Be-
hinderungen. Wir müssen garantieren, dass sie auch 
wahrgenommen werden können. Dieses Ziel haben wir 
in Deutschland nicht erreicht. So wie es aussieht, wird es 
noch lange dauern.

Die neue Bundesregierung ist erst kurz im Amt, und 
ich schicke eines vorweg: Ich hoffe aufrichtig, dass sie 
hier ernsthaft voranschreiten wird. Mit Blick auf den 
Koalitionsvertrag habe ich allerdings Zweifel. Was ich 
dort finde, sind unseriöse Finanzierungszusagen. Sie 
versprechen als prioritäre Maßnahme, die Kommunen 
jährlich in Höhe von 1 Milliarde Euro von den Kosten 
der Eingliederungshilfe zu entlasten, nach Verabschie-
dung eines weiterentwickelten Leistungsrechts sogar um 
5 Milliarden Euro. Wenn man jetzt zusammenrechnet, 
wie viel Sie insgesamt ausgeben möchten und wie viel 
Geld Sie zur Verfügung haben, wird deutlich: Diese Mil-
liarden werden so bald nicht fließen. Woher soll das 
Geld auch kommen? Die Steuern werden Sie nicht erhö-
hen; das haben wir gerade noch einmal gehört. In der 
Rentenpolitik werfen Sie mit Geld um sich, als gäbe es 
kein Morgen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen in den Ländern und 
den Kommunen, diese 5 Milliarden Euro bekommen Sie 
so schnell nicht zu Gesicht. Ob diese Koalition das Leis-
tungsrecht inhaltlich fundiert weiterentwickeln wird, 
steht in den Sternen. Konkrete Zusagen, mit denen man 
rechnen kann, finden sich im Koalitionsvertrag jeden-
falls nicht. Sie möchten ein modernes Teilhaberecht ent-
wickeln und Menschen mit Behinderungen „aus dem 
bisherigen ‚Fürsorgesystem‘ herausführen“. Bedeutet 
das, Menschen mit Behinderungen müssen in Zukunft 
nicht mehr ihr Einkommen und Vermögen einsetzen, um 
gleiche Chancen zu haben wie nicht behinderte Men-
schen? Versprechen möchten Sie das ganz offensichtlich 

nicht. Und ob Sie echte Alternativen zu Werkstattarbeits-
plätzen anzubieten haben, bleibt nebulös. Sie möchten 
den Übergang erleichtern und dazu Erfahrungen mit dem 
Budget für Arbeit einbeziehen. Damit bleiben Sie hinter 
den Forderungen Ihrer eigenen Landesregierungen zu-
rück.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die machen sich nämlich deutlich für einen dauerhaften 
Lohnkostenzuschuss als Nachteilsausgleich stark.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es war zuletzt die 
rot-grüne Bundesregierung, die das Leistungsrecht für 
Menschen mit Behinderungen systematisch weiterentwi-
ckelt hat. In der Zwischenzeit haben wir eine Behinder-
tenrechtskonvention ratifiziert, die es nun umzusetzen 
gilt. Die letzte Bundesregierung hat hier nicht viel er-
reicht, die neue bleibt inhaltlich vage, und sie weckt bei 
den Kommunen Erwartungen, die sie so nicht erfüllen 
wird. Aber bitte, überraschen Sie mich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Vielen Dank, Frau Kollegin Rüffer. – Das war Ihre 

erste Rede, und ich gratuliere Ihnen im Namen des ge-
samten Hauses.

(Beifall)

Nächster Redner in dieser Debatte ist der Kollege 
Peter Weiß, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Sehr geehrte Damen und Herren! Unsere Bundes-
kanzlerin Angela Merkel hat in ihrer gestrigen Regie-
rungserklärung für die kommenden vier Jahre dieser 
Legislaturperiode ein sehr klares und eindeutiges Ziel 
vorgegeben: Es soll den Menschen in unserem Land in 
vier Jahren besser gehen als heute.

(Dr. André Hahn [DIE LINKE]: Na, gucke 
mal da!)

Das soll vor allen Dingen für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in unserem Land gelten. Wir starten mit 
guten Voraussetzungen: mit einem Höchststand der Be-
schäftigung in Deutschland und der Perspektive, dass 
wir das in den kommenden Jahren fortsetzen. Erst ges-
tern hat der Sparkassen- und Giroverband mitgeteilt, 
dass er davon ausgeht, dass das Wirtschaftswachstum in 
diesem Jahr besser ausfällt, als es ursprünglich prognos-
tiziert war.

(Dr. André Hahn [DIE LINKE]: Dass die 
Dispozinsen wieder runtergehen!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich finde, 
dass das, was in unserem Land gut läuft, bei allem Be-
mühen der Opposition, etwas Kritisches zu finden, nicht 
schlechtgeredet werden sollte; denn es ist der Erfolg der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und der Unter-


